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Hiifen des Bundes für das Saariand 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
22. Januar 1990 die Große Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Das Saarland erhält umfassende Hilfe vom Bund. Vor allem mit 
dem Saarland-Gespräch Anfang Juli 1988 unter Vorsitz des Bun- 
deskanzlers ist für das Saarland ein neuer Anstoß für einen ver- 
stärkten Strukturwandel und ein effektiveres Zusammenwirken 
der Betroffenen gegeben worden. 

Im Rahmen des Finanzausgleichs betrugen die vom Bund gewähr- 
ten Bundesergänzungszuweisungen an das Saarland 1983 bis 
1987 insgesamt 880,6 Mio. DM, 1988 307,2 Mio. DM und 1989 
331,5 Mio. DM. Auch das Volumen der dem Saarland außerhalb 
des Finanzausgleichs zufließenden finanziellen Bundesleistungen 
ist erheblich. Das Schwergewicht der Leistungen lag im Bereich 
der Kohle- und Stahlhilfen. Sie haben insbesondere einen sozial- 
verträglichen Anpassungsprozeß gewährleistet. 

Die Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen außerhalb des Montanbe- 
reichs wird durch die Finanzhilfen des Bundes im Rahmen der 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur", zu deren Förder gebiet das Saarland 
seit deren Einführung gehört, wirtschaftlich unterstützt. 

Zudem hat der Bund durch Investitionen in die Verkehrsinfra- 
struktur die Standortsituation wesentlich verbessert und damit 
dem Saarland wichtige regional- und strukturpolitische Impulse 
verliehen. 
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Als neue Hilfen sind die Leistungen des Bundes nach dem Struk- 
turhilfegesetz zu nennen, die von 1989 bis 1998 jährhch 112 Mio. 
DM betragen. Mit diesen Hilfen werden zur Stärkung der Wirt- 
schaftskraft besonders bedeutsame Investitionen des Saarlandes 
im Bereich der wirtschaftlichen Infrastruktur (insbesondere Ent- 
sorgungsinfrastruktur sowie andere bedeutsame Umweltinvesti- 
tionen, Verkehrsinfrastruktur, Versorgung mit Energie und Was- 
ser, Erschließung von Industrie- und Gewerbeflächen einschließ- 
lich Wiedernutzbarmachung und Maßnahmen des Fremdenver- 
kehrs), Maßnahmen zur Förderung der Aus- und Weiterbildung 
im beruflichen Bereich, Maßnahmen zur Förderung von For- 
schung und Technologie sowie städtebauliche Maßnahmen geför- 
dert. 

Einen zusammenhängenden Überblick über die finanziellen Hil- 
fen des Bundes gibt die nachfolgende Tabelle 1. 

Zu den nationalen Hilfen für das Saarland treten zusätzlich EG- 
Leistungen. Die Leistungen aus dem Sozialfonds und dem Regio- 
nalfonds unter Einschluß der Energiesubventionen beliefen sich 
im Jahre 1987 (aktuellere Zahlenangaben liegen zur Zeit noch 
nicht vor) auf 17 Mio. DM. Ferner erhielt das Saarland EGKS- 
Darlehen und EIB-Darlehen in Höhe von insgesamt rd. 200 Mio. 
DM. 

Aus dem EG-Regionalfonds erhält das Saarland im Rahmen des 
RESIDER-Programms rd. 13,7 Mio. ECU (rd. 27 Mio. DM) in den 
Jahren 1988 bis 1990. Außerdem fließen dem Saarland in den 
Jahren 1988 bis 1991 rd. 26 Mio. ECU (rd. 52 Mio. DM) im Rahmen 
eines Nationalen Programms von gemeinschaftlichem Interesse 
(NPGI) und zur Förderung von altindustrialisierten Gebieten 
(Ziel-2- Gebieten) zu. 

Um Wachstums- und Beschäftigungspotentiale in den Bundeslän- 
dern und insbesondere in den strukturschwachen Regionen zu 
mobihsieren, Hemmnisse für den Strukturwandel zu beseitigen 
und sich neuen Marktbedingungen dynamisch anzupassen, ist die 
Eigeninitiative der Verantwortlichen vor Ort unerläßliche Voraus- 
setzung. Gefordert ist deshalb vor allem die Initiative des Landes, 
der Kommunen, der privaten Wirtschaft und ihrer Verbände sowie 
der Gewerkschaften. Öffentliche Hilfe des Bundes kann nur Hilfe 
zur Selbsthilfe sein. Dies gilt auch für die strukturellen Probleme 
und die Dynamik des Strukturwandels im Saarland und trifft auch 
unter Berücksichtigung der Tatsache zu, daß zu den strukturellen 
Faktoren unter anderem die vergleichsweise späte wirtschaftliche 
Eingliederung in das Bundesgebiet im Jahre 1959 sowie die Domi- 
nanz der Montanindustrie, die im Vergleich zu anderen deutschen 
und europäischen Montanstandorten relativ kostenungünstige 
Standortbedingungen aufweist, gehören. 

Die Chancen des Saarlandes, Anschluß an die Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland insgesamt zu halten, sind gut. Durch 
die zentrale Lage des Saarlandes eröffnet der europäische Bin- 
nenmarkt dem Land zusätzliche Entwicklungschancen. 

Angesichts der Fortschritte beim Strukturwandel und der Chan- 
cen des europäischen Binnenmarktes für das Saarland ist in den 
kommenden Jahren mit einem nachhaltig höheren Wirtschaf ts- 
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Wachstum als in der Vergangenheit zu rechnen. Entsprechend 
wurde bei der Regionalisierung der Projektion der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung bis zum Jahre 1993 in Abstimmung mit 
dem Saarland ein Jahres durchschnittliches Wachstum des Brutto- 
inlandsprodukts von 2,6 Prozent für das Saarland angesetzt. Damit 
wird ein gleich starkes Wachstum wie für das Bundesgebiet (ein- 
schließlich Berlin-West) unterstellt. Bereits im Basisjahr der Pro- 
jektion 1988 fiel das Wirtschaftswachstum im Saarland überdurch- 
schnittlich aus. 1989 verzeichnete die industrielle Produktion 
gegenüber dem Vorjahr bis September sogar einen höheren Zu- 
wachs als im Bundesdurchschnitt. 

Der Sachverständigenrat stellt in seinem Jahresgutachten 1989/90 
fest (Ziffer 102), daß die Beschäftigungsdynamik regional gleich- 
gewichtiger geworden ist und das Saarland Anschluß an das 
Tempo gewonnen hat, mit dem sich die Beschäftigung im Bundes- 
gebiet insgesamt ausweitet. 

Diese positive Einschätzung der saarländischen Wachstumschan- 
cen sagt mehr über den Erfolg der Politik der Bundesregierung 
zugunsten des Saarlandes aus als eine Analyse, welche regional-, 
Struktur- und arbeitsmarktpolitischen Wirkungen die einzelnen 
Hilfen des Bundes an das Saarland haben. Einmal lassen sich 
solche Wirkungen nicht eindeutig zuordnen und quantifizieren, 
nicht zuletzt wegen der Wechselwirkungen zwischen den Bun- 
deshilfen und anderen Maßnahmen. Zum anderen, weil die 
eigentliche Basis für die regionale Entwicklung und auch für die 
positive Entwicklung des Saarlandes die erfolgreiche, die Dyna- 
mik der Wirtschaft stärkende Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung insgesamt ist. Die positiven Ergebnisse der nunmehr seit 
acht Jahren anhaltenden wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung 
der Bundesrepublik Deutschland kommen auch dem Saarland zu- 
gute. Diese günstige Wirtschaftsentwicklung bietet dem Saarland 
in Verbindung mit den umfangreichen spezifischen Hilfen sehr 
gute Chancen, den notwendigen Umstrukturierungsprozeß vor- 
anzutreiben, sich den neuen Herausforderungen des europäi- 
schen Marktes offensiv zu stellen und durch ein konsequentes 
Hineinwachsen in neue Beschäftigungs- und Produktionsfelder 
seine noch bestehenden Strukturschwächen zu überwinden. 
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Tabelle 1: Förderprogramme und -mittel des Bundes sowie Anteile an Mischfinanzierungen 
zugunsten des Saarlandes ab 1983 



1983 bis 1987 
in Mio. DM 

1988 

in Mio. DM 

1989 

in Mio, DM 

1. Wirtschaftsförderung 

1. FuE-Personalkostenzuschüsse^) 

11 

1,05 

0,07 

2. Eigenkapitalhilfe-Programm 
(Kreditbeträge) 

37 

6 


3. Gewerbeförderung im Handwerk 
(Zuwendungen) 

6 

2,2 

2,0 

4. Industrielle Gemeinschaftsforschung 
(Zuwendungen) 

2 

0,33 

-) 

5. Bankmäßige Kreditzusagen^) 

a) ERP ~ kleine und mittlere Unternehmen 

396 

61,4 


b) ERP - Umwelt 

106 

10,6 


c) KfW - Mittelstand 

133 

51,2 


d) KfW -Umwelt 

125 

14,1 


e) KfW - Gemeinde 

f) DAB - ED I Mittelstand 

3 

24,4 

0,5 


g) DAB - ED III Umwelt 

1 

0,8 


II. Regionalförderung 

1. Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur " ^^) 

108,9 

25,7 

43,8 

nachrichtlich: 

Zahlungen des EG-Regionalfonds 
(EFRE) einschl. Sonderprogramme 

54 

3,5 


2. Saarlandgesetz (bis 1987) 

3. Strukturhilfegesetz (ab 1989) 

300 


112 


Ab 1988 nur noch Abwicklung des Ende 1987 ausgelaufenen Förderprogramms. 

Da es sich bei dem Eigenkapitalhilfeprogramm um Kreditbeträge handelt, kann naturgemäß die Zahl für das Jahr 1989 noch 
nicht angegeben werden. 

Für 1989 noch keine Angaben möglich. 

Eine Darstellung der Aufwendungen für 1989 ist nicht möghch, da es sich bei ERP sowie den Programmen der KfW und der 
DAB um Kreditprogramme handelt, die zwar in ihrem Volumen insgesamt jeweils begrenzt sind, aber keine Kontingen- 
tierung zugunsten der einzelnen Bundesländer vorsehen. 

1983 bis 1988: Istergebnisse, 1989: Haushaltsansätze, Schätzungen bzw. Hochrechnungen. 
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noch 

Tabelle 1; 


1983 bis 1987 

1988 

1989 


in Mio. DM 

in Mio. DM 

in Mio. DM 

III. Sektorale Hilfen 




1. Kohlehilfen 




a) Kohlenbergbau^) 

1 023 

367 

390 

b) Eigentümerbeiträge Saarberg 

392 

139 

169 

c) Kohlenheizkraftwerks- u. Fernwärmeausbau 

20 

0,3 

0,1 

2, Verstromungsfonds^) 

1 700 

700 

800 

3. Stahlhilfen 




a) bescheinigte Stahlinvestitionszulagen 
(1983 bis 1985) 

b) Saarstahl Völklingen 

123’) 



- einschl. Zahlungen aus Bürgschaften 

- Verzicht auf Rückzahlung einer Darlehens- 

694 

105 

130®) 

forderung 



13,7 

4. Landwirtschaft 




a) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 




Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

61,3 

14,7 

15,4 

b) Gasölverbilligung Landwirtschaft 

14 

3,1 

3,1 


Weitaus größte Position der Hilfen gemäß Ziffer III. l.a ist die Kokskohlenbeihilfe. 

Keine direkten Hilfen des Bundes, vielmehr der durch die Zuschüsse aus dem im gesamten Bundesgebiet erhobenen 
Kohlepfennig ermöglichten höheren Erlöse der saarländischen Kraftwerkskohle. 1988 und 1989 verläufige Zahlen, da die 
Rechnungslegung für das Jahr 1988 nicht vorliegt und für 1989 nur Schätzungen möglich sind. 

Programm ist 1985 ausgelaufen. 

Schätzwert, da sich die Kreditkonditionen im Zeitverlauf ändern und der Zahlungsmodus des Bürgen Bund nicht abschlie- 
ßend festgelegt ist. 
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noch Tabelle 1: 



1983 bis 1987 

1988 

1989 



in Mio. DM 

in Mio. DM 

in Mio. DM 

IV. 

Arbeit und Soziales 





1. Anpassungshilfen Artikel 56 § 2b EGKS 





- Kohle 

1 

0,3 



- Stahl 

100 

27,2 



2. Berufliche und medizinische Rehabilitation 



_10) 


Behinderter 

28 

3,1 


3. Sozialversicherung Behinderter 

4. Arbeitsmarktpolitik^^) 

24,5 

8,9 

12 


- Berufliche Bildung^^) 

375 

124 

111 


- Rehabilitation 

174 

49 

46 


- Kurzarbeitergeld 

251 

27 

-13) 


- ABM 

— Vorruhestandsgeld (ab 1984), 

325 

124 

140 


Altersteilzeit (ab 1985) 

6 

4 

4 


- Benachteiligtenprogramm^^) 

51 

12 

15 


nachrichtlich: 





- Bundeszuschuß zur Knappschaftl. 
Rentenversicherung^^) 

- Bundeszuschuß zur Hüttenknappschaftlichen 

3 600 

800 

800 


Zusatzversicherung 

30 

6 

6 

V. 

Wohnungs- und Städtebau 

1. Wohnungsbauförderung 

109 

7 

8,6^®) 


2. Städtebauförderung 

51 

12 

12 


3. Bergarbeiterwohnungsbau 

4. Modernisierungs- und Energieeinsparungs- 

29 

6 

4 


maßnahmen an Wohngebäuden 
(ab 1983 nur Abwicklung) 

14,9 

2,5 

1,0 


Angaben für 1989 noch nicht möghch, da abhängig von Antragsentwicklung. 

1989 und 1990 sind im Saarland keine investiven Maßnahmen geplant. Hilfen für die berufliche Eingliederung Behinderter 
hängen vom Antragseingang ab und können daher noch nicht beziffert werden. 

1983 bis 1988; Istergebnisse, 1989: Haushaltsansätze, Schätzungen bzw. Hochrechnungen. 

Beruflich Aus- und Fortbildung, Umschulung, Unterhaltsgeld. 

Angaben noch nicht möglich. 

Ab 1. Januar 1988 Leistung nach § 40c AFG i.V.m. § 242h Abs. 2 AFG. 

Grobe Schätzung, etwa 8 Prozent des Bundeszuschusses an die Knappschaftliche Rentenversicherung. 

Einschließhch 3,9 Mio. DM Aussiedlerwohnungsbau. 
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noch 

Tabelle 1: 


1983 bis 1987 

1988 

1989 


in Mio. DM 

in Mio. DM 

in Mio. DM 

VI. Umwelt 




1. Steuerbegünstigte Investitionen nach § 7 d EStG 

469 

312,5 

_18) 

2. Investitionszuschüsse 

3 

4 

7 

3. FuE-Mittel 

2 

1 

0,6 

4. Strahlenschutzforschung und Reaktor Sicherheit 

6 

1,1 

_19) 

5. Naturschutz 

- 

0,4 

0,4 

VIL Forschung und Technologie 




Gesamtförderung (BMFT) 

242 

37 

_18) 

davon: 




Direkte Projektförderung 

202 

27 

_18) 

VIII. Bildung und Wissenschaft 




1. Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau 




von Hochschulen einschl. der Hochschul- 




kliniken" 

110 

32 

41 

2. Krankenhausfinanzierung 




(bis einschl. 1984) 

50, 2^°) 



3. BAföG 

105,5 

18,6 

20,0 

4. Bildungsplanung 

12,9 

1,3 

4.1 

5. Wissenschaftliche Forschung 

48 

15,8 

15,8 

6. Hochschulsonderprogramm 

- 

- 

2,4 

7. Förderprogramm Montanregionen 

- 

- 

0,23 

IX. Investitionen DBP 

1 014,2 

211,7 

202,7‘^) 

X. Investitionen der DB 

231,5 

34,2 

25,2 


Bis November 1989. 

Angaben für 1989 noch nicht möglich, da abhängig von Investitionsv erhalten bzw. Antrags entwicklung. 
Bislang sind vom Saarland keine Projekte angemeldet. 

Programm für alle Bundesländer ausgelaufen. 


7 



Drucksache 1 1 /6290 Deutscher Bundestag - 1 1. Wahlperiode 


noch Tabelle 1: 


1983 bis 1987 

1988 

1989 


in Mio. DM 

in Mio. DM 

in Mio. DM 

XL Verkehr 




1. Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden 




a) kommunaler Straßenbau 

113,2 

21,7 

21,2 

b) Verkehrswege des öffentlichen 
Personennahverkehrs 

3,6 

5,6 

4,1 

2. Bundesfernstraßen 

422 

86,1 

74,7 

3. Bundeswasserstraßen 

220,8 

18 

30,1 

XIL Sonstige Ausgaben aufgrund von Geld- 
leistungsgesetzen nach Artikel 104 a Abs. 3 GG 




1, Kindergeld (BKGG) 

1 019 

200 

20021) 

2. Sparprämien (bis 1988 Restabwicklung) 

136 

0,7 


3. Wohnungsbauprämien 

57 

13,3 

15,5 

4. Wohngeld 

137,2 

38 

1323) 

5. Erziehungsgeld (BErzGG) 

81,6 

54,8 

552 I) 

6. Unterhaltsvorschuß (UVG) 

11,2 

1,8 

1,821) 

7. Unterhaltssicherung (USG) 

10222) 

33,4 

332 I) 

8. Bundesstiftung „Mutter und Kind 
- Schutz des ungeborenen Lebens"' 

4,8 

1,9 

1,921) 


Schätzung 

Regionalisierte Daten erst ab 1985 vorhanden. 

Januar bis April 1989, weitere Angaben noch nicht möglich. 
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1. Wie entwickelten sich die Bundesergänzungszuweisungen (gemäß 
§ 1 1 a des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund und 
Bundesländern) an das Saarland seit 1970? 

Welche Steigerungsraten waren in diesem Zeitraum jährlich zu 
verzeichnen? 

Welche Bedeutung besitzen diese Bundesergänzungszuweisungen 
für den saarländischen Haushalt? 


Die Ergänzungszuweisungen des Bundes an leistungsschwache 
Länder sind seit 1970 außerordentlich gesteigert worden. An die- 
ser Entwicklung hat das Saarland wesentlich partizipiert. 

Im Jahr 1989 wurden rd. 331,5 Mio. DM Bundesergänzungszuwei- 
sungen an das Saarland gezahlt. Damit erhielt das Saarland nach 
Bremen den höchsten Betrag je Einwohner. Im Vergleich dazu be- 
trugen die Ergänzungszuweisungen 1970/71 je 6 Mio. DM und 
1980 rd. 79,2 Mio. DM. Die Entwicklung seit 1970 ist in Tabelle 2 
dargestellt. 

Die Bedeutung der Bundesergänzungszuweisungen für den saar- 
ländischen Haushalt läßt sich durch Inbeziehungsetzen zu den 
Gesamtausgaben und Gesamteinnahmen messen. Entsprechende 
Prozentwerte sind ebenfalls in Tabelle 2 angegeben. So machten 
z.B. 1989 die Bundesergänzungszuweisungen rd. 7,7 Prozent der 
Gesamteinnahmen des Saarlandes aus. Rund 6,6 Prozent der 
Gesamtausgaben wurden aus Bundesergänzungszuweisungen 
finanziert. 
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Tabelle 2: Bundesergänzungszuweisungen an das Saarland in den Jahren 1970 bis 1989 


Jahr 

Mio. DM 

Veränderung 
gegenüber Vor- 
jahr in v.H. 

Ergänzungszuweisungen 
in V. H. der 

Gesamtausgaben Gesamteinnahmen 

(bereinigte (bereinigte 

Ausgaben) ^) Einnahmen) ^) 

1970 

6,0 




0,5 

0,5 

1971 

6,0 


- 

0,4 

0,4 

1972 

32,0 


433,3 

1,9 

1,9 

1973 

32,0 


- 

1,6 

1,7 

1974 

43,5 

+ 

35,9 

1,9 

2.1 

1975 

46,5 

+ 

6,9 

1,8 

2,2 

1976 

51,2 

+ 

10,1 

2,0 

2,3 

1977 

54,4 

+ 

6,3 

2,0 

2,2 

1978 

63,6 

+ 

16,9 

2,1 

2,3 

1979 

74,1 

+ 

16,5 

2,3 

2,6 

1980 

79,2 

+ 

6,9 

2,3 

2,6 

1981 

85,8 

+ 

8,3 

2,4 

2,9 

1982 

84,9 

- 

1,0 

2,2 

2,9 

1983 

133,8 

+ 

57,6 

3,3 

4,4 

1984 

160,5 

+ 

20,0 

3,9 

4,9 

1985 

158,5 

- 

1,2 

3,4 

4,5 

1986 

160,8 

+ 

1,5 

3,7 

4,3 

1987 

267,0 

+ 

66,0 

5,9 

7,0 

1988 

307,2 

+ 

15,1 

6,5 

7,9 

1989 

331,5 

+ 

7,9 

6,6 

7,7 


Ausgaben und Einnahmen ohne besondere Finanzierungsvorgänge und haushaltstechnische Verrechnungen. 1989 Soll. 


2. Wie entwickelten sich die Bundeshilfen an das Saarland im Rahmen 
der „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirt- 
Schaftsstruktur" seit 1970? 

Welche regional- und strukturpolitischen Effekte konnten damit er- 
zielt werden? 

Zur Bewältigung des Anpassungsprozesses im Bergbau und in der 
Eisen- und Stahlindustrie ist bereits im Jahre 1969 ein Struktur- 
programm Saar/Westpfalz beschlossen worden. Für dieses Pro- 
gramm wurden ab 1970 für den Zeitraum von zehn Jahren Bun- 
deshaushaltsmittel in Höhe von jährlich 50 Mio. DM bereitgestellt, 
von denen 42 Mio. DM auf das Saarland entfielen. Außerdem 
wurde das Saarland förderungsbedürftiges Gebiet i. S. des Investi- 
tionszulagengesetzes. 

Das Saarland wurde mit Einführung der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GA) Förder- 
gebiet und erhielt weiterhin den im Strukturprogramm Saar/ 
Westpfalz bis 1980 zugesagten Betrag von jährlich 42 Mio. DM 
Bundesmitteln nun im Rahmen der GA. Damit standen dem Land 
bis 1980 GA-Mittel in Höhe von jährlich 84 Mio. DM (Bundes- und 
Landesmittel) zur Verfügung. 


10 



Deutscher Bundestag - 1 1. Wahlperiode 


Drucksache 11/6290 


Mit dem Auslaufen des Strukturprogramms im Jahre 1980 und der 
Aufnahme des Landes in das Normalfördergebiet der GA - bis 
dahin war das Saarland Fördergebiet „sui generis"' - wurde im 
Jahre 1981 mit Wirkung zum Jahr 1983 beschlossen, die Quote an 
den für alle Länder geltenden Verteilungsschlüssel der G A-Mittel 
anzugleichen. Sie belief sich 1983 auf 24 Mio. DM. 

Danach stiegen die verfügbaren Haushaltsmittel kontinuierlich 
an. 1989 betrugen sie 32,4 Mio. DM (vgl. Tabelle 3). 

Daneben fließen dem Saarland umfangreiche zusätzliche Mittel 
im Rahmen von Sonderprogrammen der Gemeinschaftsaufgabe 
zu: 

— aus dem Sonderprogramm für Infrastrukturmaßnahmen in 
Schwerpunktorten der Gemeinschaftsaufgabe und für den 
Fremdenverkehr in Fremdenverkehrsgebieten, 1977 bis 1980, 
71,4 Mio. DM (14 Prozent der Gesamtmittel) ; 

— aus dem Sonderprogramm für das Regionale Aktionsgebiet 
„Saarland- Westpfalz'', 1978 bis 1981, 180 Mio. DM (90 Prozent 
der Gesamtmittel); 

— aus dem Stahlstandorteprogramm der Gemeinschaftsaufgabe, 
1982 bis 1985, 66,6 Mio. DM (90 Prozent der Gesamtmittel); 

— aus den Sondermaßnahmen in Regionen, die wie die Küsten- 
regionen in besonderem Maße vom Strukturwandel betroffen 
sind, 1988 bis 1990, 90 Mio. DM Haushaltsmittel (25 Prozent der 
Gesamtmittel); 

— aus dem auf der Ruhrgebietskonferenz beschlossenen Montan- 
programm, 1988 bis 1991, 130 Mio. DM (13 Prozent der Ge- 
samtmittel). 

Dem Saarland standen von 1972 bis 1989 insgesamt 1482,7 Mio. 
DM Haushaltsmittel (12,6 Prozent der Gesamtmittel) im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" zur Verfügung. Davon entfallen 1 078,9 Mio. DM 
auf den Normalansatz der Gemeinschaftsaufgabe; 403,8 Mio. DM 
sind Mittel aus Sonderprogrammen. Der Bund beteiligt sich an 
diesen Mitteln mit 50 Prozent. 
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Tabelle 3: Verfügbare Haushaltsmittel im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" 1983 bis 1990 


Jahr 


Saarland 


Insgesamt 


Normal- 
ansatz 
(Mio. DM) 

Sonderprogramm- 
mittel (Mio. DM) 

Anteil 
an den 

Mitteln 
insges. in % 

Normal- 
ansatz 
(Mio. DM) 

Sonder- 
programm- 
mittel 
(Mio. DM) 

1983 

24,0 

16,6 

7,6 

520,0 

18,5 

1984 

25,5 

16,6 

7,1 

551,5 

38,5 

1985 

25,5 

16,6 

6,9 

551,5 

38,5 

1986 

25,5 

- 

4,3 

551,5 

40,0 

1987 

27,1 

- 

4,0 

551,5 

120,0 

1988 

29,6 

30,0 

7,5 

570,0 

220,0 

1989 

32,4 

56,0 

9,2 

590,0 

370,0 

1990 

32,4 

56,0 

9,2 

590,0 

370,0 


Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe wurden im Zeitraum 1. Ja- 
nuar 1972 bis 30. Juni 1989 im Saarland 2 216 Investitionsvor- 
haben der gewerblichen Wirtschaft (einschließlich Fremdenver- 
kehr) mit einem Investitionsvolumen von rd. 12,1 Mrd. DM mit 
Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von 786,1 
Mio. DM gefördert. Hinzu kommen noch Steuermindereinnahmen 
durch die Gewährung der regionalen Investitionszulage. Mit die- 
sen Investitionsvorhaben wurden im gesamten Saarland rd. 66 000 
neue Dauerarbeitsplätze geschaffen und rd. 34 000 Arbeitsplätze 
gesichert. 

Die Schwerpunkte der Investitionstätigkeit lagen dabei auf 
Errichtungs- und Erweiterungsinvestitionen (97 Prozent der Inve- 
stitionsprojekte), die im Gegensatz zu Umstellungs- und Ratiönali- 
sierungsinvestitionen unter regional wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten die größte Bedeutung für eine Region haben. Nach Wirt- 
schaftsbereichen lag der Schwerpunkt der mit den Mitteln der 
Gemeinschaftsaufgabe geförderten gewerblichen Investitionen 
vor allem im Bereich Metallerzeugung und -bearbeitung sowie 
beim Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau. Investitionen in die 
Kunststoff- und Gummiverarbeitung weisen im Saarland ebenfalls 
einen relativ hohen Anteil an den geförderten Gesamtinve- 
stitionen auf. 

491 Infrastrukturprojekte mit einem Investitionsvolumen von rd. 
1,1 Mrd. DM wurden in den Jahren von 1972 bis zum 31. Juni 1989 
mit Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsaufgabe in Höhe von 
645,6 Mio. DM gefördert. Schwerpunkte liegen hier im Bereich 
Fremdenverkehr, Abwasserbeseitigungs- und -reinigungsanla- 
gen sowie Industriegeländeerschließung (rd. 65 Prozent aller Pro- 
jekte). 

Weitere Hilfe für regionalwirtschaftliche Maßnahmen erhält das 
Saarland aus EG-Mitteln, die in der Vorbemerkung und in der 
Antwort zu Frage 3 dargestellt sind. 


12 




Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6290 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die „Saarkonferenz" und die da- 
bei beschlossenen Maßnahmen? 


Die Bilanz der Umsetzung der im Rahmen des Saarland-Ge- 
sprächs am 5. Juli 1988 beschlossenen Maßnahmen ist positiv. 

Zahlreiche Projekte zum Ausbau der Infrastruktur, zur Verbesse- 
rung des Umweltschutzes, zur Technologieförderung und zur 
Sicherung von Ausbildungsplätzen sind verwirklicht worden oder 
stehen vor ihrem Abschluß. 

Inbesondere werden aus dem von der Bundesregierung initiierten 
Sonderprogramm für Montanregionen im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" dem Saarland von 1988 bis 1991 insgesamt 65 Mio. DM zu- 
sätzliche Bundesmittel zur Förderung des Strukturwandels zur 
Verfügung gestellt. Aus dem genehmigten EG-RESIDER-Pro- 
gramm erhält das Saarland bis 1990 13,7 Mio. ECU (rd. 27 Mio. 
DM). Ingesamt weitere rd. 26 Mio. ECU (rd. 52 Mio. DM) be- 
kommt das Saarland bis 1991 aus dem Europäischen Regional- 
fonds im Rahmen eines nationalen Programms von gemeinschaft- 
lichem Interesse sowie des Programms für Altindustriegebiete. 
Daneben erhält das Saarland nach dem zum 1. Januar 1989 in 
Kraft getretenen Strukturhilfegesetz, wie vom Bundeskanzler auf 
der Saarkonferenz zugesagt, für eine Laufzeit von zehn Jahren 
Finanzhilfen des Bundes in Höhe von jährhch 112 Mio. DM. Mit 
diesen Mitteln wird dem Saarland eine umfangreiche Förderung 
von arbeitsplatzschaffenden Investitionen ermöglicht und kon- 
krete Hilfestellung bei der Bewältigung des Strukturwandels ge- 
leistet. 

Darüber hinaus sind insbesondere folgende Projekte und Maß- 
nahmen, deren Unterstützung die Bundesregierung auf der Saar- 
konferenz zugesagt hatte, realisiert oder vorangetrieben worden: 

— Kapitalzuführung bei der Saarbergwerke AG 

— Digitalisierung des Telefonnetzes im Saarland 

— Steigerung der Mittelzuweisung zum Ausbau des Breitband- 
verteilnetzes 

— Unterstützung der grenzüberschreitenden Telekommunikation 
und Telekommunikations-Mehrwertdienste 

~ Abstimmungsverfahren mit luxemburgischer Regierung über 
Teilabschnitt Bundesautobahn A 8. 

Die Ergebnisse der Saarkonferenz im Umweltbereich sind in der 
Antwort zu Frage 8, im Bereich der Stadt- und Dorferneuerung in 
der Antwort zu Frage 14 sowie im Forschungs- und Technologie- 
bereich in der Antwort zu Frage 17 ausführlich dar gestellt. 

Von diesen Maßnahmen im Bereich der Regionalförderung sowie 
von der Vielzahl von Einzelprojekten, z.B. im Bereich der Tele- 
kommunikation, des Verkehrs oder von Forschungseinrichtun- 
gen, gehen wichtige Anstöße zur strukturellen Anpassung im 
Saarland aus. Sie trugen maßgeblich zu einer Aufbruchstimmung 
in dieser altindustriahsierten Region bei. Das Saarland-Gespräch 
hat den Betroffenen auch deutlich gemacht, daß nur ein Zusam- 
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menwirken der Verantwortlichen vor Ort - Land, Kommunen, 
Wirtschaft und Gewerkschaften - einen spürbaren Aufholprozeß 
in der Region auslösen kann. 


4. Wie hoch sind die direkten und indirekten Hilfen des Bundes an die 
saarländischen Montanbereiche Kohle und Stahl seit 1970? 

Welche Struktur- und beschäftigungspolitischen Auswirkungen zei- 
tigten diese Hilfen im Saarland? 


Die Kohlehilfen des Bundes zugunsten des Saarbergbaus sind in 
den letzten Jahren auf über 500 Mio. DM jährlich angestiegen 
(vgl. Tabelle 4). Maßgebliche Ursache ist der immer größere Ab- 
stand zum Weltmarktpreis, der nur rd. ein Drittel der Förderkosten 
der Saarbergwerke AG (SBW) beträgt. 

Mit über 330 Mio. DM im Jahre 1989 sichert die Kokskohlenbei- 
hilfe den Absatz des Saarbergbaus an die heimische Stahlindu- 
strie. Bei dieser wesentlichen Absatzhilfe übernimmt der Bund 
den ansonsten üblichen Drittel- Anteil der Kohleländer. Der sozial- 
verträgliche Anpassungsprozeß wird mit rd. 46 Mio. DM Bundes- 
mitteln unterstützt. Beim Anpassungsgeld übernimmt das Saar- 
land ein Drittel. Weitere Kohlehilfen kommen dem Saarbergbau 
als Büanzhüfe (Schuldbuchforderung in Höhe von 300 Mio. DM) 
sowie für Steinkohlenbevorratung und bergbauliche Altlasten zu- 
gute. 

Die Kapitalzuführungen des Bundes an die Saarbergwerke AG 
betrugen seit 1970 über 800 Mio. DM. Mit diesen Hilfen hat der 
Aktionär Bund (74 Prozent) zur Umstrukturierung und bilanziellen 
Konsolidierung des Saarbergkonzerns maßgeblich beigetragen. 

Der Bund hat an die saarländische Stahlindustrie seit 1970 insge- 
samt Zuschüsse in Höhe von 985,7 Mio. DM gezahlt und Kredite 
von 705 Mio. DM verbürgt. 

Mit dem Zusammenschluß der Saarstahl Völklingen GmbH mit 
der AG der Dillinger Hüttenwerke in einer neugegründeten 
Holding im Juni 1989 hat der Bund auf die bedingte Rückzahlbar- 
keit der gezahlten Zuschüsse verzichtet und endgültig Zinsen 
sowie Tilgungszahlungen auf die verbürgten Kredite über- 
nommen. 

Außerdem hat sich der Bund an den Kosten der saarländischen 
Stahlunternehmen für Sozialpläne für ausscheidende Arbeitneh- 
mer mit insgesamt 130 Mio. DM beteiligt (Hilfen nach Artikel 56 
Abs. 2b EGKS- Vertrag). 

Mit diesen Hilfen, die im wesentlichen nach 1978 gewährt wur- 
den, hat der Bund die Umstrukturierung der saarländischen Stahl- 
industrie begleitet und einen Belegschaftsabbau von rd. 31 000 im 
Jahre 1978 auf etwa 16 500 im Jahre 1988 sozial flankiert. Die 
Umstrukturierung hat bewirkt, daß die saarländischen Stahlunter- 
nehmen jetzt mit einer wesentlich verbesserten Produktivität 
arbeiten und seit Mitte 1988 positive Ergebnisse ausweisen 
können. 
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Tabelle 4: Hilfen bzw. finanzielle Maßnahmen des Bundes zugunsten der Saar ~ (Steinkohle) in Mio. DM 


Hilfen bzw. Maßnahmen 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

— 

1986 

1987 

1988 

1989 

Kokskohlenb eihilf e ^ ) 

17,7 

1,6 

8,2 

12,0 

36,4 

0,0 

0,0 

27,7 

143,7 

36,2 

38,2 

219,4 

104,1 

60,4 

147,8 

109,1 

165,0 

283,2 

315,5 

334,0 

Steinkohlenbevorratung 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

8,7 

7,5 

15,0 

14,3 

14,8 

16,0 

17,6 

17,9 

16,7 

17,0 

17,5 

11.3 

10,0 

9,0 

Investitionshilfe 

11,6 

10,1 

10,3 

10,9 

12,4 

17,0 

24,4 

18,5 

14,6 

4,1 

60,9 

119,9 

20,8 

11,4 

12,6 

10,4 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Anpassungsgeld 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

15,2 

13,0 

17,8 

17,4 

15,8 

14,9 

22,7 

25,8 

27,8 

28,2 

37,6 

46,0 

Schuldbuchforderung SBW 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

21,4 

Erblasten u. sonst. Hilfen 

0,0 

0,0 

3,3 

1,5 

12,0 

21,4 

12,2 

22,9 

21,1 

17,0 

13,3 

4,6 

5,8 

5,3 

5,6 

3,2 

2,6 1 

6,3 

3,8 

3,8 

Kapitalzuführung SBW 

14,9 

31,0 

16,5 

0,0 

0,0 

0,0 

50,0 

0,0 

0,0 

50,0 

45,0 

50,0 

55,0 

50,0 

0,0 

60,0 

70,0 

60,0 

118,0 

148,0 

Insgesamt 

44,2 

42,7 

38,3 

24,4 

60,8 

38,4 

116,7 

98,0 

231,0 

156,0 

211,4 

448,7 

240,5 

181,3 

226,8 

246,9 

304,3 

410,4 

506,3 

562,2 


I 


) Die regionale Zuordnung basiert z. T. auf Schätzungen, da die hierzu vorliegenden Unterlagen keine einheithche Aufteilung der Anteile des Bundes und der jeweiligen Bergbauländer 
enthalten. 
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5. Wie entwickelten sich die investiven und konsumtiven Finanz- 
ströme von Verwaltungen des Bundes, insbesondere der Deutschen 
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn und der Bundeswehr 
im Saarland seit 1970? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die damit verbundenen struktur- 
und arbeitspoUtischen Effekte? 


Die Investitionen der Bundespost im Saarland betrugen von 1970 
bis November 1989 insgesamt 2 672,6 Mio. DM. Die nachfolgende 
Tabelle 5 gibt die Entwicklung in den einzelnen Jahren wieder. 


Tabelle 5: Investitionen der Deutschen Bundespost im Saarland in Mio. DM 


Jahr 

Hochbau 

Fernmeldeanlagen 

Fahrzeuge 

sonst. 

Invest, 

1970 

6,2 

47,8 

0.1 

0,7 

1971 

8,9 

52,3 

0,2 

0,8 

1972 

8,6 

62,8 

0,1 

0,8 

1973 

12,0 

76,0 

0,1 

0,5 

1974 

9,8 

77,1 

0,1 

0,7 

1975 

8,5 

67,2 

0,0 

0,4 

1976 

7,8 

76,1 

0,1 

0,5 

1977 

8,2 

61,7 

0,1 

0,4 

1978 

8,7 

82,1 

0,1 

0,7 

1979 

8,7 

96,5 

0,1 

0,7 

1980 

10,5 

123,2 

0,1 

1,1 

1981 

14,1 

136,9 

0,1 

1,4 

1982 

14,8 

145,9 

0,1 

1,6 

1983 

20,6 

149,7 

0,3 

0,9 

1984 

33,5 

141,6 

0,1 

1,2 

1985 

22,3 

175,3 

0,1 

2,2 

1986 

28,4 

208,2 

0,1 

2,5 

1987 

22,9 

200,0 

0,3 

4.0 

1988 

36,8 

171,1*) 

0,2 

3,6 

bis 11/1989 

49,0 

149,7 

0,1 

3,9 

Summe: 

340,3 

2 301,2 

2,5 

28,6 


*) Änderung des Zahlungszeitraumes von 13 auf 12 Monate 


Durch diese erheblichen Investitionen ist eine Fernmeldeinfra- 
struktur aufgebaut worden, die in der Lage ist, auch sehr hohen 
Anforderungen der Wirtschaft im Saarland gerecht zu werden. 
Die Deutsche Bundespost ist darüber hinaus bereit, weitere Inve- 
stitionswünsche zu prüfen und in ihren Investitionsprogrammen 
zu berücksichtigen, wenn es sich dabei um Maßnahmen z. B. für 
neue Industrien handelt, die im Rahmen des gesetzlichen Auf- 
trags der Unternehmen der Deutschen Bundespost wirtschaftlich 
vertretbar sind. 

Die Tief bau Vorhaben (Verlegung der Kabel) sowie die Hochbau- 
maßnahmen dürften sich auch unmittelbar arbeitsplatzfördernd 
im Saarland ausgewirkt haben. 
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Bei den konsumtiven Finanzströmen in Höhe von insgesamt 6 999 
Mio. DM, deren jährliche Entwicklung Tabelle 6 aufzeigt, waren 
die Personalausgaben von 5 719,1 Mio. DM der größte konsum- 
wirksame Faktor. 

Unter strukturellen Gesichtspunkten ist auch darauf zu verwei- 
sen, daß das Zentralamt für Zulassungen im Fernmeldewesen 
nicht zuletzt aus regionalpolitischen Gründen in Saarbrücken 
eingerichtet worden ist. Das Amt beschäftigt derzeit rd. 150 Mit- 
arbeiter. 


Tabelle 6: Betriebsausgaben der Deutschen Bundespost 
im Saarland in Mio. DM 


Jahr 

Personalausgaben 

sonstige betriebliche 
Ausgaben 

1970 

122,6 

22,7 

1971 

147,2 

29,2 

1972 

164,7 

30,4 

1973 

187,4 

33,4 

1974 

212,1 

37,1 

1975 

222,3 

36,4 

1976 

233,7 

37,8 

1977 

248,7 

39,0 

1978 

264,3 

41,1 

1979 

283,1 

47,5 

1980 

310,3^ 

58,0 

1981 

334,4^ 

61,9 

1982 

344,9 

60,0 

1983 

346,9 

57,6 

1984 

345,7 

49,1 

1985 

359,5 

56,8 

1986 

381,6 

60,9 

1987 

401,1 

75,3 

1988 

410,9 

68,7 

bis 11/1989 

397,7 

77,0 

Summe: 

5 719,1 

979,9 


Die Buchungen der investiven und konsumtiven Ausgaben der 
Deutschen Bundesbahn enthalten kein Buchungsmerkmal, das 
eine Aufschlüsselung nach Bundesländern ermöglicht. Für inve- 
stive Maßnahmen hat die Deutsche Bundesbahn in den Jahren 
1983 bis 1989 aufgrund von laufenden Sondererhebungen für das 
Saarland insgesamt Ausgaben von 291 Mio. DM ermittelt, die sich 
wie folgt auf die einzelnen Jahre verteilen: 
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1983 

55,7 

Mio. 

DM 

1984 

51,7 

Mio. 

DM 

1985 

51,9 

Mio. 

DM 

1986 

37,1 

Mio. 

DM 

1987 

35,1 

Mio. 

DM 

1988 

34,2 

Mio. 

DM 

1989 

25,2 

Mio. 

DM 

Summe 

291,0 

Mio. 

DM 


(Diese Zahlen beinhalten die Zuschüsse des Bundes an die Deut- 
sche Bundesbahn, die in der Antwort zu Frage 6 ausgewiesen 
sind.) 

Diese Investitionen dienen der Erhaltung (Instandhaltung und 
Ersatz) sowie der Modernisierung und Rationalisierung der Bahn- 
anlagen unter Berücksichtigung eines hohen Sicherheitsstan- 
dards; sie tragen wesentlich dazu bei, die Wettbewerbsfähigkeit 
der Deutschen Bundesbahn zu sichern und fließen fast ausschließ- 
lich der saarländischen Bau Wirtschaft zu. 

Die konsumtiven Ausgaben der Bundeswehr an das Saarland 
über Direktaufträge der Bundeswehr betrugen von 1970 bis 1989 
insgesamt 3 286,8 Mio. DM. Die investiven Ausgaben an das Saar- 
land aus dem Einzelplan 14 erreichten von 1969 bis 1989 insge- 
samt 334,8 Mio. DM. Die jährliche Entwicklung stellt Tabelle 7 
dar: 

Tabelle 1: Konsumtive und investive Ausgaben der Bundeswehr 
an das Saarland in Mio. DM 


Jahr 

Konsumtive Ausgaben 

Infrastruktur 

1970 bis 1979 

1 292,5^) 

253,0^)2) 

1980 

164,3 

6,5 

1981 

161,5 

3,7 

1982 

151,4 

2,4 

1983 

147,7 

7,5 

1984 

173,4 

18,0 

1985 

221,8 

13,3 

1986 

211,1 

8,0 

1987 

253,6 

9,9 

1988 

256,8 

8,1 

1989 

- 252,7 

4,4 

Summe 

3 286,8 

334,8 


geschätzter Wert; eine Aufteilung auf einzelne Jahre liegt nicht vor. 

2) 1969 bis 1979. 

Weiterhin erhielt das Saarland vom Bestehen der Bundeswehr an 
bis heute Bundesfinanzhilfen für den Wohnungsbau zugunsten 
von Bundeswehrangehörigen in Höhe von ca. 32 Mio. DM und 
Finanzhilfen (Darlehen und Zuschüsse), insbesondere für Kinder- 
gärten, Schulen, Erschließungen, in Höhe von ca. 12 Mio. DM. 
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Für die zivile Infrastruktur von militärischem Interesse wurden 
Mittel in Höhe von bisher ca. 11 Mio. DM bereitgestellt. 

Die derzeitigen Personalkosten belaufen sich auf jährhch rd. 200 
Mio. DM. Es ist davon auszugehen, daß diese Mittel überwiegend 
der saarländischen Wirtschaft zugute kommen. 


6. Wie entwickelten sich die Investitionen und Investitionshilfen des 
Bundes im Bereich des Ausbaus der saarländischen Verkehrsinfra- 
struktur seit 1983? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die damit verbundenen regio- 
nal- und strukturpolitischen Impulse? 

Die Entwicklung der Verkehrsinvestitionen des Bundes für das 
Saarland im Zeitraum 1983 bis 1988 geht aus der nachfolgenden 
Tabelle 8 der einzelnen Verkehrsbereiche hervor. 


Tabelle 8: Verkehrsinvestitionen des Bundes im Saarland (Ist in Mio. DM) 


. Verkehrsbereich 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Deutsche Bundesbahn 

35,2 

26,3 

25,2 

21,1 

18,8 

28,3 

Bundesfernstraßen 

85,9 

77,7 

98,1 

83,5 

76,8 

86,1 

Bundeswasserstraßen 

28,5 

66,3 

51,3 

40,6 

• 34,1 

18,0 

Luftfahrt und 

Flugsicherung 

0,1 

0,1 

0,2 

1,0 

2,9 

5,7 

Kommunaler Straßenbau 

20,3 

22,3 

23,0 

22,0 

25,6 

21,7 

ÖPNV 

1,4 

0,4 


0,3 

1,5 

5,6 

davon 
für DB 

(•) 

(■) 

(•) 

(•) 

(•) 

(0,7) 

Sonstiges 


0,1 



0,1 

0,1 

Summe 

171,4 

193,2 

197,8 

168,5 

159,8 

165,5 


Danach wurden die unter Antwort zu Frage 5 aufgezeigten Inve- 
stitionen der Deutschen Bundesbahn überwiegend aus Investi- 
tionszuschüssen des Bundes finanziert. 

Bei Bundesfernstraßen im Saarland hat der Bund im Zeitraum 
1983 bis 1989 für den Bau, die Unterhaltung und Instandsetzung 
insgesamt rd. 735 Mio. DM aufgewendet, wovon über 500 Mio. 
DM auf Investitionen entfielen. Hierbei wurden dem Saarland seit 
1983 rd. 150 Mio. DM zusätzlich zu den ursprünglichen Ansätzen 
für den Bundesfernstraßenbau zur Verfügung gestellt. 

Damit konnten wichtige Neubaumaßnahmen wie die Schließung 
der Lücke in der A 62, Nonnweiler-Nohfelden, der Bau der Um- 
gehungen B 41, Neunkirchen, und B 51, Kleinblittersdorf, weiter- 
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betrieben werden. Außerdem wurden damit Lärmschutzmaßnah- 
men, Deckenerneuerungen und -instandsetzungen an den beste- 
henden Autobahnen finanziert. 

Die Konzeption eines neuen Straßennetzes für den überregio- 
nalen Verkehr im Saarland ist fast verwirklicht, denn von 245 km 
geplanten Autobahnen sind bereits 228 km unter Verkehr. 

Weitere Schwerpunkte der Verkehrsinvestitionen des Bundes im 
Saarland lagen beim kommunalen Straßenbau und beim Ausbau 
der Saar. Durch Fertigstellung des Saarausbaus bis Dillingen im 
Jahre 1987 hat das Saarland die gleichen Anschlußbedingungen 
an das deutsche Wasserstraßennetz wie die übrigen Industrie- 
reviere. Dies belegt die gute Entwicklung im Güterverkehr mit 
einer Steigerung von rd. 2 Mio. t im Jahre 1988 auf rd. 4 Mio. t im 
Jahre 1989. 

Die hohen Investitionen des Bundes von rd. 1 Mrd. DM haben im 
Zeitraum 1983 bis 1988 die verkehrliche Anbindung und Erschlie- 
ßung des Saarlandes wesentlich verbessert und zudem während 
der Bauphase rd. 19 000 Arbeitsplätze gesichert oder neu ge- 
schaffen. 


7. Wie entwickelten sich die Leistungen des Bundes zur Verbesserung 
der Umweltsituation im Saarland seit 1983? 


Seit 1983 ist in den Förderprogrammen für Umweltschutzmaßnah- 
men in bezug auf das Saarland folgende Entwicklung festzu- 
stellen: 


— Investitionsprogramm des BMU zur Verminderung von Um- 
weltbelastungen 


1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 
Summe 


1,1 Mio. DM 

2.0 Mio. DM 

4.0 Mio. DM 

7.1 Mio. DM 
14,2 Mio. DM 


— Steuerbegünstigte Investitionen für Umweltschutz des Produ- 
zierenden Gewerbes und anderer Bereiche (§ 7d EStG über 
den Umweltschutzzweck) 


1983 

3,1 

Mio. 

DM 

1984 

7,9 

Mio. 

DM 

1985 

244,6 

Mio. 

DM 

1986 

18,2 

Mio. 

DM 

1987 

194,8 

Mio. 

DM 

1988 

312,5 

Mio. 

DM 

Summe 

781,1 

Mio. 

DM 
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— Erprobungs- und Entwicklungsvorhaben des BMU auf dem 
Gebiet des Naturschutzes (seit 1987) 

1987 

1988 0,5 Mio. DM 

1989 

— Zuweisungen zur Errichtung und Sicherung schütz würdiger 
Teile von Natur und Landschaft mit gesamtstaatlich repräsen- 
tativer Bedeutung (seit 1987) 

1987 

1988 

1989 0,5 Mio. DM 

— Bankmäßige ERP-Kreditzusagen — Umweltschutz — 


Jahre 

Anzahl 

Kreditzusagen 
in Mio. DM 

Inv. -Summe 

in Mio. DM 

1983 

8 

4,2 

8,4 

1984 

9 

26,4 

182,4 

1985 

12 

22,2 

64,2 

1986 

8 

22,6 

65,0 

1987 

13 

30,0 

139,9 

1988 

7 

10,6 

21,1 

Summe 

57 

116,0 

481,0 


Aus den Mitteln des neuen Strukturhilfegesetzes nach Artikel 
104 a Abs. 4 GG hat das Saarland 1989 40,1 Mio. DM für Umwelt- 
schutzmaßnahmen verwandt. 

Ab 1990 werden in einem neuen, speziellen Förderprogramm 
auch Energieeinsparungsmaßnahmen mit ERP-Mitteln gefördert, 
die mittelbar auch dem Umweltschutz dienen. Auch hier können 
saarländische Unternehmen Förderanträge stellen. 


8. Welche Restriktionen stehen im Saarland selbst einer nachhal- 
tigeren Förderung des saarländischen Umweltschutzes durch den 
Bund entgegen? 


In der Saarkonferenz des Bundeskanzlers ist der saarländischen 
Landesregierung u. a. eine verstärkte Förderung von Umwelt- 
schutz-Demonstrationsprojekten durch den Bund in Aussicht ge- 
stellt worden. Auf Initiative des BMU wurde daraufhin eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe mit der saarländischen Landesregie- 
rung eingerichtet, in die die saarländische Landesregierung 
geeignete Förderprojekte einb ringen sollte. Der BMU hatte damit 
auch institutionell die Voraussetzungen für eine zügige Realisie- 
rung von Demonstrationsvorhaben auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes geschaffen. Darüber hinaus bietet das neue Struktur- 
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hilfegesetz nach Artikel 104 a Abs. 4 GG zusätzliche finanzielle 
Möglichkeiten zur Finanzierung von Umweltschutzmaßnahmen. 

Aufgrund der von der saarländischen Landesregierung im Vorfeld 
der Saarlandkonferenz herausgestellten besonderen Defizite im 
Gewässerschutz und wegen des besonderen Handlungsbedarfs 
bei der Abfallbeseitigung und Altlastensanierung ging der BMU 
von der Erwartung aus, daß die saarländische Landesregierung 
vorrangig entsprechende Projekte einbringt. Diese Erwartung hat 
sich nicht erfüllt. 

Bislang konnte die finanzielle Förderung trotz erklärter Förderbe- 
reitschaft des BMU erst für ein Luftreinhaltungsprojekt und für ein 
Naturschutzprojekt von gesamtstaatlich repräsentativer Bedeu- 
tung eingeleitet werden. Ein Projekt zur dauerhaften Sicherung 
eines ökologisch wertvollen Flußsystems wurde vom BMU grund- 
sätzlich positiv beschieden. Ein Erprobungs- und Entwicklungs- 
vorhaben des Naturschutzes zur Verbesserung der Selbstreini- 
gungskraft von Gewässern soll im Jahre 1990 begonnen werden. 

Auf Initiative des Vorsitzenden des Umweltausschusses im saar- 
ländischen Landtag wurde ferner ein bedeutendes Demonstra- 
tionsvorhaben zur Altlastensanierung soweit konkretisiert, daß 
eine grundsätzliche Förderentscheidung des BMU noch Anfang 
1990 zu erwarten ist. 


9. 


Wie entwickelten sich Arbeitslosen- und Kurzarbeiterzahlen sowie 
offene Stellen im Saarland und im Bundesgebiet insgesamt seit 


1980? 


Die Wirtschafts-, Finanz- und Beschäftigungspolitik der Bundes- 
regierung hat die Voraussetzungen für einen langandauernden 
Wirtschaftsaufschwung geschaffen. Dies hat sich auch auf dem 
saarländischen Arbeitsmarkt positiv ausgewirkt. Trotz der kräf- 
tigen Ausweitung des Arbeitskräftepotentials ist die Arbeitslosig- 
keit inzwischen deutlich zurückgegangen. Die Beschäftigungs- 
verluste der Vergangenheit sind im Bundesgebiet insgesamt in- 
zwischen überkompensiert, im Saarland wieder ausgeglichen. 

Die Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen, Kurzarbeiter und 
offenen Stellen im Saarland und im Bundesgebiet seit 1980 ergibt 
sich aus der Tabelle 9. Dabei zeigt sich, daß das Saarland im 
längerfristigen Vergleich mit der Bundesentwicklung im Einklang 
steht. Insbesondere schlägt auch der bundesweite Rückgang der 
Arbeitslosenzahlen seit 1985 auf den saarländischen Arbeitsmarkt 
durch. Eine Trendwende im Bund wie im Land signalisieren die 
offenen Stellen bereits seit 1984. 
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Tabelle 9: Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen, Kurzarbeiter und offenen Stellen im Vergleich zwischen Saarland und Bundesgebiet 
Jahresdurchschnitt 1980 bis 1989 



1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1) Arbeitslose 

- Saarland 

- Bundesgebiet 

23 903 

888 900 

29 914 

1 271 574 

38 093 

1 833 244 

47 673 

2 258 235 

51 434 

2 265 559 

53 460 

2 304 014 

52 965 

2 228 004 

52 284 

2 228 788 

50 379 

2 241 556 

46 433 

2 037 781 

2) Kurzarbeiter 

- Saarland 

- Bundesgebiet 

4 265 

136 562 

7 850 
346 859 

17 469 
606 064 

29 863 
675 102 

11 489 
383 700 

5 437 
234 515 

7 124 
197 371 

9 698 
277 967 

6 926 
207 768 

5 852 
107 873 

3) Offene Stellen 

- Saarland 

- Bundesgebiet 

3 159 * 

308 348 ! 

2 097 
207 928 

1 077 
104 871 

943 

75 797 

1 044 

87 929 

1 464 
109 996 

2 090 
153 866 

2 501 
170 690 

2 689 
188 621 

3 059 
251 415 


to 

CO 
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10. Wie entwickelte sich die Förderung des saarländischen Arbeits- 
marktes durch Mittel der Arbeitsverwaltung seit 1983, und welche 
arbeitsmarktpohtischen Effekte konnten damit erzielt werden? 


Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen haben dem saarländischen 
Arbeitsmarkt eine starke Entlastung gebracht. In den Jahren 1983 
bis 1988 sind mehr Mittel der Bundesanstalt für Arbeit in das 
Saarland geflossen, als es seinem Beschäftigungsanteil entspricht 
(vgl. Tabelle 10). Wie sich aus Tabelle 11 ergibt, hat die Arbeits- 
marktpolitik in überdurchschnittlichem Maße zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit beigetragen. Sie trug damit dem Sachverhalt 
Rechnung, daß das Saarland aufgrund besonderer regionaler und 
wirtschaftsstruktureller Gegebenheiten eine überdurchschnittlich 
hohe Arbeitslosenquote aufweist. 


Tabelle 10: Ausgaben der BA in den Haushaltsjahren 1983 bis 1988 - in Tsd. DM - 



Individuelle Förderung der beruflichen Bildung 

Leistungen 






zur 


Ausbildung 

Fortbildung 

Umschulung 

Unterhalts- 

Rehabihtation 





geld 


Saarland 

68 074 

128 455 

81 117 

249 670 

222 505 

Bundesgebiet 

3 778 643 

7 040 654 

4 884 895 

13 644 706 

12 943 285 


Kurzarbeiter- 

ABM 

Arbeits- 

Arbeits- 

Summe 


geld 


losengeld 

losenhilfe 


Saarland 

277 432 

459 100 

1 939 473 

1 626 505 

5 052 331 

Bundesgebiet 

9 194 758 

15 058 391 

92 726 310 

51 608 294 

210 879 036 
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Tabelle 11: Entlastung der Arbeitslosigkeit durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 



Saarland 

Bundesgebiet 

Maßnahmeart 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1 

1988 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Kurzarbeit 

5 050 

2 300 

1 400 

1 300 

2 050 

1 200 

151 000 

92 000 

63 000 

53 000 

84 000 

50 000 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

1 850 

2 700 

2 950 

3 300 

4 450 

4 800 

60 000 

95 000 

116 000 

129 000 

140 000 

146 000 

Vollzeitmaßnahmen zur beruflichen 
Fortbildung und Umschulung 

1 750 

1 900 

1 900 

2 600 

3 600 

3 400 

105 000 

118 000 

124 000 

143 000 

171 000 

160 000 

Vorruhestandsregelung 

- 

- 

150 

160 

200 

200 

- 

- 

12 000 

30 000 

45 000 

48 000 

Entlastung insgesamt 

8 600 

6 800 

6 400 

7 400 

10 300 

9 600 

316 000 

305 000 

315 000 

355 000 

440 000 

424 000 

Absenkung der Arbeitslosenquote 
in Prozentpunkten (fiktiv) 

2,1 

1,7 

1,6 

1,9 

2,5 

2,3 

1,3 

1,2 

1,3 

1,4 

1,6 

1,6 

Arbeitslose 
( J ahresdurchschnitt) 

47 000 

51 400 

53 500 

53 000 

52 300 

50 400 

2 258 200 

2 265 500 

2 304 000 

2 228 000 

2 228 800 

2 241 600 

Arbeitslosenquote 

(Jahresdurchschnitt) 

11,8 

12,7 

13,4 

13,3 

12,7 

11,9 

9,1 

9,1 

9,3 

9,0 

8,9 

8,7 


Anmerkungen zur BerechnungsmetJiode: 

- Kurzarbeit: Jahresdurchschnitt Kurzarbeit unter Berücksichtigung der jeweiligen Ausfallzeiten 

- Arbeitsbeschaffung: Jahresdurchschnitt ABM-Teilnehmer unter Berücksichtigung eines Beschäftigungsmultiplikators 

- Fortbildung/Umschulung: Teilnehmer an Vollzeitmaßnahmen (ohne Einarbeitung) einschl. Maßnahmen nach § 41 a AFG 

- Vorruhestand: Bewilligte Anträge auf Zuschuß zum Vorruhestandsgeld 


bO 
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11. Wie entwickelten sich die Bundeshilfen im Bereich Familie, Ge- 
sundheit und Soziales? 

Welche Verbesserungen der sozialen Situation, insbesondere der 
Familien, konnten dadurch im Saarland erzielt werden? 


Die Bundeshilfen an das Saarland im Bereich Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit betrugen, soweit sich eine Aufschlüsse- 
lung der Gesamtzahl nach Bundesländern vornehmen läßt, von 
1983 bis 1988 für Kindergeldleistungen (BKGG) 1219 Mio, DM, 
für den Unterhaltsvorschuß (UVG) 13 Mio. DM und für sonstige 
Maßnahmen (u. a. Zuwendungsempfänger, Bundesjugendplan, 
ältere Generation, Familien, Pflegebedürftige, gegen AIDS) 
20,6 Mio. DM. Zur Unterhaltssicherung (USG), die erst seit 1985 
regionalisiert werden kann, wurden von 1985 bis 1988 135,4 Mio. 
DM an das Saarland gezahlt. Von 1984 bis 1988 flössen aus der 
Bundesstiftung „Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen 
Lebens" 6,7 Mio. DM in das Saarland, an Erziehungsgeldzah- 
lungen (BErzGG) von 1986, dem Jahr der Einführung, bis 1988 
136,4 Mio. DM. Die zeitliche Entwicklung gibt Tabelle 12 wieder. 

Wie bereits in der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der Fraktion der SPD „Soziale Lage von Familien und 
Kindern" (Drucksache 11/5106) dargelegt, haben sich die Rah- 
menbedingungen für Familien mit Kindern in der Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt in den vergangenen Jahren durch zahl- 
reiche neue familienpolitische Leistungen entscheidend verbes- 
sert. Im einzelnen wird in der Antwort der Bundesregierung auf 
folgende wesentliche Verbesserungen der Familienpolitik seit 
1985 sowie auf die Entwicklung des Finanzvolumens bis 1989 und 
darüber hinaus hingewiesen: 

— Erhöhung des steuerlichen Kinderfreibetrages von 432 DM je 
Kind auf 2 484 DM ab 1986 und auf 3 024 DM ab 1990; Kosten 
1990: 8,3 Mrd. DM. 

— Einführung eines Kindergeldzuschlags von zur Zeit bis zu 
48 DM pro Kind monatlich für geringverdienende Familien ab 
1986; Kosten 1990: 850 Mio. DM. 

— Zahlung des Kindergeldes auch für Kinder im Alter zwischen 
18 und 21 Jahren, die weder einen Ausbildungs- noch einen 
Arbeitsplatz haben, ab 1985; Mehrkosten 1985: 100 Mio. DM. 

— Erhöhung des Kindergeldes für das zweite Kind von 100 DM 
auf 130 DM monatlich (einkommensabhängig) ab 1. Juli 1990; 
Mehrkosten 1990: 420 Mio. DM; Mehrkosten 1991: 840 Mio. 
DM. 

— Stufenweise Erhöhung der Mittel der Bundesstiftung „Mutter 
und Kind - Schutz des ungeborenen Lebens" von 60 Mio. DM 
im Jahre 1985 auf 130 Mio. DM für das Jahr 1989. 

— Erhöhung der steuerlichen Ausbildungsfreibeträge ab 1986 
und ab 1988; Kosten dieser Maßnahme: 600 Mio. DM, 

— Einführung eines - ab dem 7. Monat einkommensabhängig 
ausgestalteten - Erziehungsgeldes von 600 DM im Monat so- 
wie eines Anspruchs auf Erziehungsurlaub für die ersten 
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10 Lebensmonate ab 1. Januar 1986 bzw. für die ersten 12 Le- 
bensmonate ab 1. Januar 1988; Verlängerung der Anspruchs- 
zeit für ab 1. Juli 1989 geborene Kinder auf 15 Monate und für 
Kinder, die ab 1. Juli 1990 geboren werden, auf 18 Monate; 
Kosten 1989; 4 Mrd. DM, Steigerung bis 1993 auf 6 Mrd. DM. 

— Anerkennung eines Erziehungsjahres in der gesetzhchen Ren- 
tenversicherung für Mütter und Väter ab Jahrgang 1921 ab 
1. Januar 1986 und für Jahrgänge vor 1921; Kosten 1990 insge- 
samt: 4 125 Mrd. DM. 

— Steuerliche Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten bei 
Alleinerziehenden von 4 000 DM für das erste Kind und je 2 000 
DM ab dem 2. Kind, mindestens jedoch ein Pauschbetrag von 
480 DM je Kind, grundsätzlich ab 1984; ein entsprechender Ab- 
zug ist ab 1985 bei Ehegatten in Sonderfällen möglich; Kosten 
dieser Maßnahme: 160 Mio. DM. 

— Erhöhung des Haushaltsfreibetrages für Alleinstehende mit 
mindestens einem haushaltszugehörigen Kind ab 1986 von 

4 212 DM auf 4 536 DM, ab 1988 auf 4 752 DM und ab 1990 auf 

5 616 DM; Steuermindereinnahmen durch den Haushaltsfrei- 
betrag in 1990: 810 Mio. DM. 

— Steuerlicher Sonderausgabenabzug von Aufwendungen für ein 
sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis, das 
auch die Betreuung von hilflosen Angehörigen oder Kindern 
zum Gegenstand haben kann, bis zu 12 000 DM im Kalender- 
jahr, wenn mindestens eine hilflose Person oder bei Allein- 
stehenden mindestens ein Kind, bei Ehegatten mindestens 
zwei Kinder, jeweils bis zum 10. Lebensjahr, zum Haushalt des 
Steuerpflichtigen gehören, ab 1990; Steuerausfälle 1990 bei 
unterstellten 100 000 neuen Arbeitsverträgen: 225 Mio. DM. 

— Verstärkung der steuerlichen Berücksichtigung von Unter- 
haltsleistungen durch Erhöhung des Höchstbetrages von 3 600 
DM auf 4 500 DM und des anrechnungsfreien Einkommens von 
4 200 DM auf ebenfalls 4 500 DM ab 1986 sowie eine weitere 
Erhöhung des Höchstbetrages auf 5400 DM ab 1990; Kosten 
dieser Maßnahme: 160 Mio. DM. 

— Ausdehnung des sogenannten Baukindergeldes auf Erstkinder 
ab 1. Januar 1987; Aufstockung von 600 DM auf 750 DM je 
Kind ab 1990; Kosten dieser Maßnahme: 405 Mio. DM. 

— Bereitstellung von 1,05 Mrd. DM im Jahr 1989 für den Woh- 
nungsbau zugunsten einkommensschwacher Bürger (ein- 
schließlich Aussiedler-Wohnungsbau) und Erhöhung auf 
2 Mrd. DM für das Jahr 1990. 

— Einführung eines Anspruchs auf häusliche Pflegehilfe für 
Schwerpflegebedürftige in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung in Form von 

a) Finanzierung einer Ersatzpflegekraft bei Verhinderung der 
Pflegeperson (z. B. wegen Urlaubs) bis zu 4 Wochen pro 
Jahr, begrenzt auf 1 800 DM, ab 1. Januar 1989; 
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b) bis zu 25 Pflegestunden pro Monat (bis zu 750 DM) oder 
wahlweise Zahlung eines Pflegegeldes von 400 DM im 
Monat ab 1. Januar 1991. 

Insgesamt haben die Ausgaben und Steuermindereinnahmen für 
familienpolitische Förderung im Jahr 1990 ein Finanzvolumen von 
etwa 55 Mrd. DM. In vielen Fällen ist eine statistische Aufschlüs- 
selung der Daten nach Bundesländern und damit auf das Saarland 
nicht gegeben oder nicht durchführbar. So beruhen etwa An- 
gaben über das Steuerausfallvolumen familialer Komponenten 
des Einkommensteuerrechts - wie beispielsweise des Kinderfrei- 
betrags oder des Haushaltsfreibetrags - auf Steuerausfallschät- 
zungen für das Bundesgebiet und nicht auf erhobenen statisti- 
schen Daten. Regionalisierte Aussagen sind hier kaum möglich. 

Da sich die auf den genannten Maßnahmen beruhenden Aus- 
gaben und Steuermindereinnahmen in allen Regionen des Bun- 
desgebietes auswirken, haben sie in ganz erheblichem Umfang 
auch im Saarland die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Fami- 
lien unterstützt und damit zugleich zur Angleichung der Lebens- 
verhältnisse innerhalb der Bimdesrepublik Deutschland beige- 
tragen. 


Tabelle 12: Bundeshilfen an das Saarland im Bereich Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
ab 1 983 in Mio, DM 



1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1983 bis 1988 

Kindergeld (BKGG) 

209,4 

206,0 

203,6 

200,0 

200,0 

200,0 

1 219,0 

Erziehungsgeld (BErzGG) 

- 

- 

- 

28,7 

52,9 

54,8 

136,4 

Unterhaltsvorschuß (UVG) 

1,8 

1,6 

1,8 

3,0 

3,0 

1,8 

13,0 

Unterhalts Sicherung (USG) 


') 

35,0 

34,0 

33,0 

33,4 

135,4 

Bundes Stiftung „Mutter und Kind 
- Schutz des ungeborenen Lebens" 

_ 

0,4 

1,1 

1,4 

1,9 

1,9 

6,7 

Sonstige Maßnahmen^) 

3,2 

2,7 

3,8 

2,8 

4,6 

3,5 

20,6 


Regionalisierte Daten liegen erst ab 1985 vor. 

U. a. Zuwendungsempfänger, Bundesjugendplan, ältere Generation, Familien, Pflegebedürftige, gegen AIDS. 


12. Mit welchen Maßnahmen unterstützt die Bundesregierung die saar- 
ländische Landwirtschaft? 


In den letzten sechs Jahren wurden an allgemeinen Bewilhgun- 
gen (Kapitel 1002) und für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (Kapitel 10 03) 
rund 266 Mio. DM Bundesmittel aufgewandt. Die Verteilung die- 
ser Ausgaben auf die wichtigsten Maßnahmenbereiche bzw. 
Maßnahmen zeigt Tabelle 13. 
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Tabelle 13: Ist-Ausgaben des Bundes für die Landwirtschaft im Saarland in den letzten sechs Jahren 
(1983 bis 1988) 

- Haushaltsmittel Kapitel 10 02 und Kapitel 10 03 - 

Maßnahmenbereich 

Ausgabe in den 

bzw. Maßnahme 

Haushaltsjahren 
in 1 000 DM 

A. Landwirtschaftliche Sozialpolitik 

154 875 

B. Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agararstruktur und des 
Küstenschutzes" 

darunter 

88 158 

- Flurbereinigung 

21 599 

- Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen 

30 588 

- Dorferneuerung 

3 010 

- Ausgleichszulage 

8 701 

- Zinsverbilligung bei einzelbetrieblichen Investitionen 

7 061 

C. Gasölverbilligung 

17 199 

D. Sonstige (insbesondere Altverpflichtungen) 

5 885 

Insgesamt 

266 117 


Quelle: Agrarberichte der Bundesregierung 


Auf das Saarland entfielen im Zeitraum 1983 bis 1988 rd. 0,7 Pro- 
zent der Bundesmittel für die in der Übersicht dargestellten Maß- 
nahmen. Das bedeutet - bei einem Anteil des Saarlandes von 
0,5 Prozent an der Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe in der 
Bundesrepublik Deutschland - einen überproportionalen Anteil 
an der Förderung. 

Im Jahr 1989 wurde der sozio-strukturelle Einkommensausgleich 
nach dem Gesetz zur Förderung der bäuerlichen Landwirtschaft 
(LaFG) eingeführt, in dessen Rahmen der Bund 65 Prozent der 
Ausgaben trägt. Für die Maßnahme stellt der Bund bis zum Jahr 
1992 jährlich 700 Mio. DM bereit. Davon entfielen im Jahr 1989 
nach vorläufigen Angaben 3,3 Mio. DM (0,5 Prozent) auf das Saar- 
land. 

Die Bundesausgaben für die Marktordnung und die Wirkungen 
marktpolitischer Maßnahmen können nicht regionalisiert werden, 
kommen jedoch auch der Landwirtschaft des Saarlandes voll zu- 
gute. Ein Beispiel ist die Stabilisierung und der Anstieg der 
Auszahlungspreise für Milch infolge der Milchgarantiemengen- 
verordnung. 


Welche wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Effekte konn- 
ten damit erzielt werden? 


Die Maßnahmen der Agrarpolitik des Bundes tragen dazu bei, die 
landwirtschaftlichen Einkommen zu sichern, die Strukturen in der 
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Landwirtschaft weiterzuentwickeln und die sozialen Auswirkun- 
gen des Agrarstrukturwandels abzumildern. 

Gemessen an den jährlich für den Agrarbericht der Bundesregie- 
rung ermittelten Gewinnen je landwirtschaftlichem Unternehmen 
ist die Einkommensentwicklung in der saarländischen Landwirt- 
schaft mit der Entwicklung im gesamten Bundesgebiet vergleich- 
bar, allerdings in einzelnen Jahren stark durch die Besonderhei- 
ten der saarländischen Agrarstruktur (50 Prozent Futterbau- und 
40 Prozent Marktfruchtbetriebe) geprägt. 

Zur Entwicklung leistungsfähiger Betriebe und zur sozial verträg- 
lichen Abfederung des Strukturwandels tragen die Agrarsozial- 
politik und die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" bei. Darüber hinaus wurden 
und werden mit der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" Erwerbsalternativen zur Land- 
wirtschaft geschaffen, die den Berufswechsel oder die Bewirt- 
schaftung im Nebenerwerb erlauben. Die Förderung von Neben- 
erwerbslandwirten, z. B. im Agrarkreditprogramm, trägt zur Exi- 
stenzsicherung einer für das Saarland wichtigen Gruppe von Be- 
trieben bei. 

Zur Erfüllung ökologischer Zielsetzungen trägt insbesondere die 
Ausgleichszulage bei, die durch ihre Ausgestaltung im Saarland 
extensive Tierhaltungsformen stärker fördert. Die Flurbereini- 
gung wird ebenfalls zur Umsetzung ökologischer Ziele in der 
Landschaft eingesetzt. 

Eine exakte Quantifizierung der wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Effekte ist aus methodischen Gründen nicht zu lei- 
sten, da dafür eine Situation ohne Mitteleinsatz der gegebenen 
Situation mit Einsatz agrarpolitischer Mittel gegenübergestellt 
werden müßte. 


13. Wie entwickelten sich die Hilfen des Bundes zur Förderung des 
ländlichen Raumes im Saarland seit 1983? 


Neben den Hilfen des Bundes zur Förderung der Landwirtschaft 
(vgl. Antwort zu Frage 12) und zur Förderung der Dorferneuerung 
(vgl. Antwort zu Frage 16) ist die Förderung des ländlichen Rau- 
mes aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" von zentraler Bedeutung. Sie die- 
nen dazu, daß strukturschwache ländliche Räume Anschluß an 
die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung finden und Ersatz - 
arbeitsplätze außerhalb der Landwirtschaft geschaffen werden. 

Da im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe die konkrete Durch- 
führung der Förderung Sache der Länder ist, entscheidet das 
Saarland über die Verteilung der ihm zustehenden verfügbaren 
Haushaltsmittel auf die einzelnen Teilregionen. Im Saarland zäh- 
len die Landkreise Merzig-Wadern und Sankt Wendel zum länd- 
lichen Umland. Vom 1. Januar 1983 bis zum 30. Juni 1989 wurden 
dort mit der Investitionszulage und mit Mitteln der Gemein- 
schaftsaufgabe 122 gewerbliche Investitionsvorhaben gefördert 
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(17 Prozent der im Saarland insgesamt geförderten Vorhaben). 
Damit wurden 1386 Arbeitsplätze (10 Prozent des Landesergeb- 
nisses) neu geschaffen und 2 281 Arbeitsplätze (43 Prozent des 
Landesergebnisses) gesichert. Bei einem geförderten Investitions- 
volumen von 447,7 Mio. DM (14 Prozent des Landesvolumens) 
wurden Zuschüsse aus Haushaltsmitteln der Gemeinschaftsauf- 
gabe von 16,7 Mio. DM gewährt (6 Prozent der gesamten im Saar- 
land gewährten Zuschüsse). Hinzu kommen Steuerausfälle durch 
die Bewilligung der regionalen Investitionszulage. 0,9 Mio. DM 
Haushaltsmittel der Gemeinschaftsaufgabe (2 Prozent der Mittel 
landesweit) flössen im gleichen Zeitraum in die Förderung von 
sechs Infrastrukturprojekten (50 Prozent der geförderten Infra- 
strukturvorhaben), deren Investitionsvolumen allerdings nur 
1,1 Mio. DM (1 Prozent des Landesvolumens) betrug. 


Tabelle 14: Förderung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
in Merzig-Wadern und Sankt Wendel 1983 bis 30. Juni 1989 


Jahr 

Gewerbliche Wirtschaft 

Infrastruktur der Gemeinden 

Mit der Investitionszulage und/oder mit GA- Mitteln gefördert 

Mit GA-Mitteln gefördert 

Zahl d. Inv. 
Vorhaben 

Neue 

Arbeits- 

plätze 

Gesicherte 

Arbeits- 

plätze 

Inv. Volumen 
in Mio. DM 

Bew. Zusch. 
in Mio. DM 

Zahl d. Inv. 
Vorhaben 

Inv. Volumen 
in Mio. DM 

Bew. Zusch. 
in Mio. DM 

1983 

25 

292 

170 

55,8 

2,3 

_ 

_ 



1984 

13 

130 

- 

24,2 

1,4 

— 

— 

— 

1985 

7 

138 

1 640 

61,2 

3,3 

_ 

— 

— 

1986 

9 

289 


76,3 

0,3 

1 

0,3 

0,3 

1987 

20 

240 

— 

75,8 

0,5 

1 

0,5 

0,4 

1988 

36 

253 

471 

141,8 

8,0 

4 

0,3 

0,2 

1989 

12 

44 

- 

12,7 

0,9 

- 

- 1 

- 

Insgesamt 

122 

1 386 

2 281 

447,8 

16,7 

6 

1,1 

0,9 


14. Wie entwickelten sich die Hilfen des Bundes zur Förderung der 
Stadt- und Dorferneuerung im Saarland seit 1983? 

Welche wirtschaftlichen und sozialen Effekte konnten damit erzielt 
werden? 


Die Finanzhilfen, die der Bund dem Saarland für die Stadt- und 
Dorferneuerung gewährte, sind im Zeitraum von 1983 bis 1990 
kräftig angestiegen. 

Sie stiegen im Rahmen des Bund-Länder-Programms der Städte- 
bauförderung von 3,9 Mio. DM im Jahre 1982 auf je 4,9 Mio. DM 
in den Jahren 1983 und 1984, auf 5,8 Mio. DM im Jahre 1985 und 
erreichten 1986 und 1987 die Rekordmarke von je 17,4 Mio. DM. 
Seit 1988 haben sich die Bundesfinanzhilfen auf dem hohen 
Niveau von 11,6 Mio. DM verstetigt. 

Mit 73,6 Mio. DM erhielt das Saarland in den acht Jahren des 
Zeitraums 1983 bis 1989 rd. 130 Prozent dessen, was das Land 
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zuvor in den zwölf Jahren des Zeitraums 1971 bis 1982 an Städte- 
bauförderungsmitteln vom Bund empfangen hatte (das waren 
55,7 Mio. DM). 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes'' wurde die Dorferneuerung im 
Zeitraum von 1983 bis 1988 mit rund 3 Mio. DM gefördert. 

Seit 1989 fördert der Bund die Stadt- und Dorferneuerung im 
Saarland darüber hinaus mit dem Strukturhilfegesetz nach Artikel 
104 a Abs. 4 GG. 1989 erhielt das Saarland für die Stadt- und Dorf- 
erneuerung zusätzlich zu den 11,6 Mio. DM im Bund-Länder-Pro- 
gramm 8,1 Mio. DM nach dem Strukturhilfegesetz. Damit er- 
reichte die Summe der Bundesfinanzhilfen zur Stadt- und Dorf- 
erneuerung 1989 insgesamt 19,7 Mio. DM und war damit höher 
als jemals zuvor. 

Zu diesen Finanzhilfen des Bundes treten die verbilligten Dar- 
lehen hinzu, die die Kreditanstalt für Wiederaufbau seit 1988 in 
ihrem Gemeindeprogramm zur Stadt- und Dorferneuerung ge- 
währt. Diese Kredite betrugen für das Saarland bis 30. September 
1989 16,6 Mio. DM. 

Von der Förderung des Bundes gehen deutliche wirtschaftliche 
und soziale Effekte aus: 

Die Bundesfinanzhilfen haben mehrfache Anstoßwirkung. Sie 
führen zum einen dazu, daß das Land und die Gemeinden Kom- 
plementärmittel aufbringen. Zum anderen stärken sie die Fähig- 
keit und die Bereitschaft zu privaten Investitionen. 

Die ausgelösten - in der Regel kleinteiligen und beschäftigungs- 
intensiven — Investitionen beleben die Bauwirtschaft und das 
Bauhandwerk. Sie konnten dadurch zur Linderung beschäfti- 
gungspolitischer Probleme beitragen. Der Stadt- und Dorferneue- 
rung kommt aber auch deshalb wirtschaftliche und soziale Bedeu- 
tung zu, weil sie hilft, die Attraktivität der Städte und Gemeinden 
zu erhöhen, und so günstige Voraussetzungen für die Ansiedlung 
zukunftsweisender Industrien schafft, der Abwanderung der Be- 
völkerung entgegenwirkt und die Schaffung und Erhaltung von 
Wohnraum unterstützt. 


15. Mit welchen Mitteln förderte der Bund den sozialen Wohnungsbau 
im Saarland seit 1983? 


Sowohl Bund wie Länder haben ihre Mittel zur Förderung des so- 
zialen Wohnungsbaus seit Mitte der 80er Jahre wegen der sich 
damals abzeichnenden Entspannung auf dem Wohnungsmarkt 
zurückgefahren. Die verstärkte Zuwanderung von Aus- und Über- 
siedlern seit Mitte 1988 sowie die allgemein veränderte Situation 
auf dem Wohnungsmarkt war für den Bund Anlaß, seit 1989 sein 
Engagement für den sozialen Wohnungsbau wieder zu verstärken 
und 1990 seine Finanzhilfen insgesamt auf 2 Mrd. DM zu erhöhen. 
Insgesamt flössen bzw. fließen in den Jahren 1983 bis 1990 in das 
Saarland Mittel für den sozialen Wohnungsbau in Höhe von 153,3 
Mio. DM. 
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16. Welche regionalwirtschaftlichen Effekte konnten durch die vielfäl- 
tigen Hilfen des Bundes im Bereich des Wohnungsbaus sowie der 
Stadt- und Dorferneuerung im Saarland aktiviert werden? 


Die Hilfen des Bundes im Bereich des Wohnungsbaus sowie der 
Stadt- und Dorferneuerung kommen allen Regionen des Saarlan- 
des zugute; zusammen mit der Vielzahl der anderen Finanzhilfen 
des Bundes und der EG helfen sie dem Land, seine Struktur- 
schwäche zu überwinden und sowohl den Strukturwandel in der 
Montanindustrie als auch die Veränderungen in der Landwirt- 
schaft zu bewältigen. Zugleich erlauben sie dem Saarland, sich 
auf die Öffnung des EG-Binnenmarktes vorzubereiten. 

Die Bundesmittel tragen dazu bei, daß nicht mehr benötigte Indu- 
strie- und Gewerbeflächen neu genutzt und die durch die Brach- 
flächen geschlagenen Wunden im Siedlungsgefüge der Städte ge- 
schlossen werden können. Auf diese Weise entstehen neue attrak- 
tive Standorte für saubere, zukunftsorientierte Industrien, für das 
Wohnen, aber auch für die Schaffung neuer Grünflächen sowie 
den Aufbau neuer Landschaft. Als Beispiele seien die Wiedernutz- 
barmachung der Stahlwerksgelände in Neunkirchen und in Völk- 
lingen genannt, die der BMBau zusätzhch im Rahmen seines 
Forschungsprogramms „Experimenteller Wohnungs- und Städte- 
bau"' unterstützt. Dadurch werden nicht nur neue Arbeitsplätze 
und Wohnungen geschaffen, zugleich erhält auch das bestehende 
Dienstleistungs- und Gewerbeumfeld der ehemaligen Hütten 
neue Impulse. 

Die Bundesmittel kommen aber auch dem ländlichen Raum zu- 
gute und helfen dort, die durch den Strukturwandel auf dem Land 
hervorgerufenen Probleme zu lösen. Die Veränderungen in der 
Bevölkerungsentwicklung und in der Landwirtschaft sowie wach- 
sende ökologische Anforderungen machen in einer zunehmenden 
Zahl von Dörfern und dörflich geprägten Ortsteilen städtebauliche 
und agrarstrukturelle Maßnahmen zur Standortaufwertung und 
zur Entfaltung örtlicher Entwicklungspotentiale notwendig. Des- 
halb ist es zu begrüßen, daß 1989 41 Prozent der Städte- 
bauförderungsmittel, die der Bund dem Saarland gewährte, in 
den ländhchen Raum flössen. 


17. Wie entwickelte sich die Förderung des gesamten Bereiches For- 
schung und Technologie durch den Bund, und welche Auswirkun- 
gen hat dies auf die Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwan- 
dels an der Saar? 


Dem Saarland flössen von den Forschungs- und Entwicklungsaus- 
gaben des Bundes insgesamt 1985 79,8 Mio. DM und 1986 
76,9 Mio. DM zu. Dies waren jeweils rd. 0,6 Prozent der FuE- 
Ausgaben des Bundes (darin ohne speziellen Ausweis Fördermit- 
tel für „Technologie"). Neuere Daten werden im Frühjahr 1990 im 
Faktenbericht 1990 zum Bundesbericht Forschung 1988, der erst- 
mals eine regionale Aufteilung der FuE-Ausgaben des Bundes 
enthält, veröffentlicht. 
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Die FuE-Politik des Bundes kann mittel- und langfristig Auswir- 
kungen auf die Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwandels 
einer Region haben. Im Rahmen der Saarkonferenz beim Bundes- 
kanzler im Juli 1988 wurde daher vom Bundesminister für For- 
schung und Technologie (BMFT) zur Stärkung der FuE-Struk- 
turen im Saarland insbesondere beschlossen: 

— Für das im November 1988 gegründete Max-Planck-Institut für 
Informatik in Saarbrücken stellt der BMFT neben der anteili- 
gen Grundfinanzierung in einer dreijährigen Aufbauphase all- 
mählich anwachsende Projektmittel von 2 bis 3 Mio. DM pro 
Jahr zur Verfügung. 

— Beim Deutschen Forschungsinstitut für künstliche Intelhgenz, 
das als Musterfall für das Zusammenwirken von Wirtschaft, 
Bund und zwei Ländern (Saarland und Rheinland-Pfalz) anzu- 
sehen ist, laufen die ersten drei großen Forschungsprojekte. 
Diese werden vom BMFT mit insgesamt rd. 24 Mio. DM geför- 
dert; weitere Projekte mit einem Volumen von jährlich 10 bis 
15 Mio. DM werden später hinzukommen. 

— Das CIM-(Computer Integrated Manufacturing) Zentrum Saar- 
brücken arbeitet bereits erfolgreich. Das Saarland will daraus 
über die befristete BMFT-Förderung hinaus eine Dauereinrich- 
tung machen, was bereits jetzt mit der Einbeziehung in das 
neue Saarbrücker Technologiezentrum dokumentiert ist. 

Damit erweist sich die BMFT-Politik der Anfinanzierung von 
Einrichtungen auf dem Gebiet neuer Schlüsseltechnologien 
auch hier als hilfreicher Weg für die Verbesserung regionaler 
FuE- Strukturen. 

— Der Ausbau des Instituts für neue Materialien im Zusammen- 
hang mit der Universität Saarbrückens verläuft planmäßig. Der 
BMFT ist bereit, auch weiterhin anwendungsorientierte Vor- 
haben zu fördern. 

— Ein Verbundprojekt für keramische Hochtemperatursupralei- 
ter, mit dem auf einem wesentlichen High-Tech-Gebiet für das 
Saarland der Anschluß an eine Spitzentechnologie gesichert 
werden soll, wird mit einem Anschlußvorhaben bei der Univer- 
sität und einem Unternehmen fortgesetzt. 

— Die Erweiterung des zu 90 Prozent vom Bund grundfinanzier- 
ten Instituts der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) für zerstörungs- 
freie Prüfverfahren um eine Abteilung für mikrozerstörungs- 
freie Prüfverfahren und neue Werkstoffe ist von der FhG mit 
Unterstützung des BMFT beschlossen worden. Die ebenfalls in 
diesem Institut tätige eigenständige Hauptabteilung für Medi- 
zintechnik trägt wesenthch zum Entstehen eines Schwerpunkts 
Mikrosystemtechnik im Saarland bei. 

Im übrigen hat auch das Saarland mit dem neuen Strukturhilfe- 
gesetz nach Artikel 104 a Abs. 4 GG die Chance erhalten, Investi- 
tionen für FuE-Zwecke vorzunehmen (vgl. Vorbemerkung und 
Antwort zu Frage 3). 1989 verwandte das Saarland rd. 10 Mio. DM 
der Strukturhilfen für FuE-Zwecke. 
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Auch andere Bundesressorts bemühen sich in ihrem Bereich um 
Beiträge zum Strukturwandel für die Regionen auf dem FuE- 
Gebiet. Beispielsweise werden vom BMBW im Saarland folgende 
Maßnahmen durchgeführt: 

— Vorhaben „Stimulierung anwendungsbezogener Forschung an 
Fachhochschulen". Ziel ist die Untersuchung der spezifischen 
Voraussetzungen und notwendigen Rahmenbedingungen für 
eine Intensivierung der Forschung an Fachhochschulen; 

— Vorhaben „Informationspraktikanten" zur Stimulierung von 
Innovation und Technologietransfer im Bereich der Kommuni- 
kationstechnik. 

Die Beiträge der Bundesregierung zur Förderung von Forschung 
und Entwicklung im Saarland werden sich unter längerfristiger 
Perspektive positiv auf die Gesamtdynamik dieser auch im euro- 
päischen Zusammenhang wichtigen Region auswirken. 


18. Mit welchen Maßnahmen fördert der Bund die saarländischen 
Hochschulen seit 1983? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen dieser Hilfen 
auf die Entwicklung der saarländischen Hochschulen? 


Der Bund hat seit 1983 die Hochschulen des Saarlandes wie folgt 
gefördert: 

— Gemeinschaftsaufgabe Ausbau und Neubau von Hochschulen 
einschließlich Hochschulkliniken 

Bundesanteil 1983 bis 1989: 183 Mio. DM. 

Nach dem Stand des 19. Rahmenplans für den Hochschulbau 
sind gegenwärtig 53 Vorhaben mit einem Gesamtkostenvolu- 
men von rd. 486 Mio. DM in die Mitfinanzierung aufgenommen 
worden; davon 28 bereits begonnene und 13 noch nicht begon- 
nene Vorhaben der höchsten Dringlichkeitsstufe (Kategorie I). 

Der Bund beteiligt sich zu 50 Prozent an den mitfinanzierungs- 
fähigen Gesamtausgaben. 

— Förderung von Sonderforschungsbereichen 

Bundesanteil 1983 bis 1988; rd. 34 Mio. DM für fünf Sonderfor- 
schungsbereiche. 

Der Bimd beteiligt sich zu 75 Prozent an den Gesamtausgaben 
von rd. 45 Mio. DM. 

— Modellversuche im Hochschulbereich 

Bundesanteil 1987 bis 1989: rd, 0,9 Mio, DM für drei Modellver- 
suche. 

Der Bund beteiligt sich zu 50 Prozent an den Gesamtausgaben 
von rd. 1,8 Mio. DM. 

— Gemeinsames Hochschulsonderprogramm (nach der Verein- 
barung vom 10. März 1989) 
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Im Rahmen des 1989 angelaufenen Sonderprogramms zur 
Sicherung der Leistungsfähigkeit und zum Offenhalten der 
Hochschulen in besonders belasteten Fachrichtungen hat das 
Saarland bisher rd. 2,4 Mio. DM an Bundesmitteln erhalten. 

An den Gesamtkosten der Maßnahmen des Landes in Höhe 
von rd. 4,8 Mio. DM beteiligt sich der Bund zu 50 Prozent. 

— Förderprogramm Montanregionen 

Im Rahmen des Montanprogrämms zur Verbesserung der Zu- 
sammenarbeit von Hochschule und Wirtschaft, das in der zwei- 
ten Hälfte 1989 angelaufen ist, hat das Saarland im Jahre 1989 
231 TDM an Bundesmitteln erhalten. 

Es werden zwei Vorhaben mit Gesamtkosten von rd. 3 Mio. DM 
bis 1992 gefördert. Der Bund beteiligt sich bis zu 75 Prozent an 
den Gesamtkosten. 

Ziel der Förderung durch den Bund ist, ein quantitativ und quali- 
tativ ausreichendes und den regionalen Bedürfnissen entspre- 
chendes Angebot an Forschungs- und Ausbildungsplätzen zu er- 
möglichen. Die Auswirkungen dieser Hilfen auf die Entwicklung 
der saarländischen Hochschulen sind außerordentlich positiv zu 
beurteilen. Insbesondere die realen Investitionen im Hochschul- 
bau sind seit 1983 stark angestiegen, nachdem sie 1974 bis 1982 
rückläufig waren. 
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